
gilt bei ZugehÇrigkeit zu einem Sondersystem von EU-Institutionen oder
internationalen Organisationen; dies allerdings nur dann, wenn die betref-
fende Person direkt vor Eintritt in das Sondersystem in Deutschland oder
einem anderen EU-/EWR-Staat bzw. der Schweiz gesetzlich krankenver-
sichert war.

h) Besonderheiten bei der BerÅcksichtigung von
Mindestbeitragsbemessungsgrundlagen

Die Mindestbemessungsgrundlagen gelten nicht als Einnahmen, die bei
der Ermittlung des Familieneinkommens zu berÅcksichtigen sind. Sie sind
jedoch bei der abschließenden Beitragsfestsetzung heranzuziehen, vgl.
oben Buchst. f). Im Hinblick darauf, dass bei freiwillig versicherten haupt-
beruflich selbstqndig Tqtigen der 40. Teil der monatlichen BezugsgrÇße als
Mindestbeitragsbemessungsgrundlage zu berÅcksichtigen ist, scheidet eine
Ermittlung der beitragspflichtigen Einnahmen nach § 2 Abs. 4 BVGrdS
aus. Denn die Hqlfte der BBG ist niedriger als die Mindestbeitragsbemes-
sungsgrundlage, die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage darf aber nicht
unterschritten werden.

Ist der hauptberuflich selbstqndig Tqtige als gefÇrderter oder als bedÅrfti-
ger Selbstqndiger anzusehen (vgl. 5.7.2.2.1 und 5.7.2.2.2) kÇnnen die bei-
tragspflichtigen Einnahmen nach der HÇhe des halben Familieneinkom-
mens ermittelt werden. Wird danach die maßgebliche Mindestbeitrags-
bemessungsgrundlage (60. Teil der monatlichen BezugsgrÇße) Åberschrit-
ten, gilt dieser Betrag als Beitragsbemessungsgrundlage, jedoch nicht mehr
als die Hqlfte der BBG. Unterschreitet das halbe Familieneinkommen den
60. Teil der monatlichen BezugsgrÇße, sind die Beitrqge nicht nach dem
halben Familieneinkommen zu bemessen, sondern nach dem 60. Teil der
monatlichen BezugsgrÇße.

5.7.4.2.0.6 Unterhaltsleistungen bei geschiedenen oder
getrenntlebenden Ehegatten

Erhalten Geschiedene Unterhalt, so ist dieser Unterhalt bei einer freiwil-
ligen Versicherung in der KV des Unterhaltsberechtigten als beitragspflich-
tige Einnahme zu berÅcksichtigen. Es ist der gesamte Unterhalt bei der Bei-
tragsbemessung heranzuziehen. Dabei ist es unerheblich, ob der Unterhalt
in einen Elementarunterhalt und einen Vorsorgeunterhalt (zur Finanzie-
rung einer Kranken- und Pflegeversicherung – KPVU - und/oder zur Bedie-
nung von Aufwendungen fÅr eine Altersvorsorge – AVU-) aufgeteilt wird
(BSG v. 19.8.2015 – B 12 KR 11/14 R, USK 2015-63). Hiernach kommt dem
KPVU und auch dem AVU im Rahmen von § 240 SGB V i.V.m. 3 Abs. 1
Satz 1 BVGrdS keine besondere, eigenstqndige Zweckbestimmung außer-
halb des allgemeinen Lebensunterhalts zu, die eine Ausnahme von der
Beitragspflicht zulassen wÅrde. Insoweit spielt es auch keine Rolle, dass
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die unterhaltsrechtliche Rspr. bei der Zusammensetzung des Gesamtunter-
halts nach einzelnen Unterhaltsbedarfen differenziert. Der KPVU dient da-
zu, die Kosten der Kranken- und Pflegeversicherung als Teil des allgemei-
nen Lebensbedarfs zu tragen. Eine besondere, eigenstqndige Zweckbestim-
mung außerhalb des allgemeinen Lebensunterhalts wird damit nicht
verfolgt. Es handelt sich nicht um eine im Sinne der Rspr. des BSG zweck-
gebundene Zuwendung, die einen besonderen schqdigungs- oder behin-
derungsbedingten Mehrbedarf abdecken oder einem von der Allgemein-
heit mitzutragenden Ausgleich eines Sonderopfers dienen und deshalb
nicht zu den Einnahmen zum Lebensunterhalt zqhlen soll.

Auch die steuerlichen Begrenzungsregelungen nach § 22 Nr. 1a i.V.m. § 10
Abs. 1a EStG mindern den beitragspflichtigen Unterhaltsbetrag nicht. Le-
diglich die Unterhaltszahlungen fÅr Kinder werden nicht auf das Einkom-
men des unterhaltsberechtigten Elternteils angerechnet.

Ein Versicherter hatte bei seiner KK beantragt, dass vor der Beitragsberech-
nung von seinem Bruttoeinkommen der an seine geschiedene Ehefrau ge-
zahlte Unterhaltsbeitrag von 600 Euro monatlich abgesetzt wird bzw. die-
sen Betrag bei der Beitragsfestsetzung unberÅcksichtigt zu lassen. Diese
angestrebte KÅrzung ist mit den Bestimmungen Åber die wirtschaftliche
Leistungsfqhigkeit (vgl. 5.7.4.1), das letztlich das Bruttoprinzip prqgt, nicht
vereinbar. Der Begriff der beitragspflichtigen Einnahmen stellt nicht auf
die tatsqchlichen VermÇgensverhqltnisse ab, in denen der Versicherte nach
Abzug etwaiger Verbindlichkeiten lebt. Die Unterhaltsverpflichtung des
Versicherten ist eine Verbindlichkeit gegenÅber einem Außenstehenden,
die den Charakter des zur ErfÅllung verwendeten Einkommens ebenso we-
nig verqndert, wie das bei Verbindlichkeiten sonstiger Art (z.B. Bezahlung
von Haushaltshilfskrqften, Verpflichtungen aus Kaufvertrqgen etc.) der
Fall ist (LSG Berlin v. 25.6.1980 – L 9 Kr 9/80, Ersk. 1981, 138). Dabei
spielt auch keine Rolle, dass der Unterhaltsanspruch nachwirkt und damit
zugleich familienhaften Charakter besitzt, denn familienhafte Aufwendun-
gen gehÇren ebenfalls zu den allgemeinen Lebenshaltungskosten (BSG v.
3.2.1994 – 12 RK 5/92, USK 9433).

Ist der Unterhaltsverpflichtete ebenfalls freiwilliges Mitglied der GKV,
sind seine Einnahmen in voller HÇhe zur Beitragsbemessung heranzuzie-
hen. Die Unterhaltsleistungen mindern die beitragspflichtigen Einnahmen
nicht. Dem kann auch nicht mit dem Einwand begegnet werden, dies
wÅrde zu einer doppelten Beitragsbelastung des Unterhaltsbetrags fÅhren
(BSG v. 28.1.1999 – 12 KR 19/98 R, USK 9955). Denn letztlich geht es um
unterschiedliche Versicherungsverhqltnisse. Zudem ist es fÅr die Beurtei-
lung der wirtschaftlichen Leistungsfqhigkeit ohne Bedeutung welche Aus-
gaben und Belastungen einem Versicherten erwachsen. Letztlich ist der
Zweck derartiger Aufwendungen unerheblich.

5. 7.4.2 5. Arbeitsentgelt und beitragspflichtige Einnahmen
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